
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 12. Dezember 2012

1310. Krankenversicherung (Drogenentzugsstation Beth Shalom,
 stationär durchgeführte Behandlungen, Verträge und Tarife 2012)

Gemäss Art. 49 des Bundesgesetzes vom 18. März 1994 über die Kran-
kenversicherung (KVG) vereinbaren die Tarifpartner für die Vergütung
stationärer Behandlungen in einem Spital Pauschalen. In der Regel sind
Fallpauschalen festzulegen. Die Pauschalen sind leistungsbezogen, be-
ruhen auf gesamtschweizerisch einheitlichen Strukturen und müssen
seit 1. Januar 2012 einen Investitionsanteil enthalten. Während in der
Akutsomatik ein schweizweit einheitliches Tarifsystem zur Verfügung
steht (SwissDRG), befindet sich ein solches im Bereich Psychiatrie erst
in Ausarbeitung. Deshalb werden im Bereich Psychiatrie die bisherigen
Tarifstrukturen einstweilen weitergeführt. Das auf den 1. Januar 2012 in
Kraft gesetzte neue Spitalfinanzierungssystem gilt auch in der Psychiat -
rie, hat doch der Tarif neu 100% aller KVG-Leistungen einschliesslich
des kantonalen Vergütungsanteils und des Investitionsanteils zu decken.
Deshalb fielen die bestehenden Verträge betreffend die Tarife für die
stationär durchgeführte Behandlung auf Ende 2011 dahin. Der vom
 Regierungsrat mit Beschluss Nr. 1372/2005 genehmigte Vertrag zwi-
schen der Quellenhof-Stiftung und santésuisse Zürich-Schaffhausen vom
1. Januar 2005 betreffend die Abgeltung der in der Drogenentzugssta -
tion Beth Shalom durchgeführten Drogenentzugsbehandlungen und
Therapien auf der Übergangsstation verlor daher mit Wirkung ab 1. Ja-
nuar 2012 hinsichtlich der Tarife für die stationäre Behandlung seine
Gültigkeit.

Mit den Beschlüssen Nrn. 1493/2011 und 1578/2011 legte der Regie-
rungsrat für alle Listenspitäler der Spitalliste Akutsomatik, Rehabili -
tation und Psychiatrie mit Standort im Kanton Zürich provisorische
 Tarife fest. Für die Drogenentzugsstation Beth Shalom wurde kein pro-
visorischer Tarif festgelegt, weil sie nicht auf die Spitalliste 2012 Psy-
chiatrie aufgenommen worden war (vgl. RRB Nr. 1533/2011).

Die Quellenhof-Stiftung erhob für die Drogenentzugsstation Beth
Shalom gegen diesen Beschluss Beschwerde beim Bundesverwaltungs-
gericht. Dieses trat mit Urteil vom 4. Juni 2012 im Verfahren C-220/2012
auf die Beschwerde nicht ein, räumte jedoch der Klinik eine Übergangs-
frist von sechs Monaten ein. Die Drogenentzugsstation Beth Shalom ist
deshalb berechtigt, bis zum 15. Dezember 2012 als Leistungserbringerin
der Erwachsenenpsychiatrie im stationären Bereich für die Leistungs-
gruppe F11-19 (Drogenentzug) zulasten der obligatorischen Kranken-



– 2 –

pflegeversicherung tätig zu sein. Ambulante Leistungen auf der Über-
gangsstation sind von diesem Urteil nicht betroffen. Mit Beschluss 
Nr. 592/2012 setzte der Regierungsrat für die Dauer des Genehmi-
gungsverfahrens einen provisorischen Tarif von Fr. 480 fest.

Die Quellenhofstiftung konnte sich mit der tarifsuisse ag, der Ein-
kaufsgemeinschaft HSK (Helsana Versicherungen AG, Sanitas Grund-
versicherungen AG und KPT Krankenkasse AG) sowie der Assura
Kranken- und Unfallversicherung und der SUPRA Krankenkasse auf
Tarifverträge mit Wirkung ab 1. Januar 2012 einigen.

Nach Art. 46 Abs. 4 KVG bedürfen Tarifverträge der Genehmigung
durch den Regierungsrat. Dieser hat zu prüfen, ob der Tarifvertrag mit
dem Gesetz und den Geboten der Wirtschaftlichkeit und Billigkeit in
Einklang steht. Vor dem Entscheid ist die Preisüberwachung anzuhören
(Art. 14 Preisüberwachungsgesetz). Diese verzichtete mit Schreiben
vom 28. September 2012 auf eine Stellungnahme.

Die Verträge mit der Einkaufsgemeinschaft HSK sind bis Ende 2012
befristet. Diejenigen mit der tarifsuisse ag bzw. mit den Krankenver -
sicherern Assura Kranken- und Unfallversicherung und SUPRA Kran-
kenkasse sehen hingegen eine Regelung auch für die Jahre 2013 und
2014 vor und sind erstmals auf den 31. Dezember 2014 kündbar. Sämt-
liche Tarifverträge der Quellenhofstiftung sehen für die Abgeltung von
stationären Leistungen der Drogenentzugsstation Beth Shalom eine
 Tagespauschale von Fr. 490 für das Jahr 2012 vor.

Die Drogenentzugsstation Beth Shalom ist im Bereich der statio -
nären Leistungen, wie ausgeführt, nur bis zum 15. Dezember 2012 be-
rechtigt, diese zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
abzurechnen. Dieser Genehmigungsentscheid betrifft daher im Bereich
der stationären Leistungen für alle Verträge nur den Zeitraum vom 
1. Januar 2012 bis zum 15. Dezember 2012.

Die Quellenhofstiftung konnte sich mit allen Vertragspartnern auf
den gleichen Tarif von Fr. 490 einigen. Dies spricht dafür, dass der Tarif
dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Billigkeit entspricht. Auch die Tat-
sache, dass er nur Fr. 10 höher ist als derjenige, der mit RRB Nr. 592/
2012 provisorisch festgesetzt worden war, spricht für seine Zulässigkeit.
Anhaltspunkte für Unwirtschaftlichkeit sind nicht ersichtlich. Er ist da -
her zu genehmigen.

Die in den Verträgen der Einkaufsgemeinschaft HSK in Anhang 1
unter A) genannten Kostenteiler bzw. Anteile der Versicherer bzw. des
Kantons sind nicht genehmigungsfähig. Die Aufteilung der Kosten zwi-
schen dem Kanton und den Versicherern wird jährlich von den entspre-
chenden Kantonen für ihre Kantonseinwohnerinnen und -einwohner
festgesetzt (Art. 41 Abs. 1bis in Verbindung mit Art. 49a Abs. 2 KVG)
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und kann nicht in einer Vereinbarung zwischen den Versicherern und
Leistungserbringern geregelt werden. Die entsprechenden Bestimmun-
gen in den Verträgen sind daher weder notwendig noch zulässig. Sie
können daher nicht genehmigt werden.

Die nach den Grundsätzen für Tarife der ambulanten Leistungen 
in den Verträgen der Einkaufsgemeinschaft HSK vereinbarte Tages-
pauschale von Fr. 45 für Ärztin, Arzt, Arznei, Labor, Therapien und
Pflegematerial auf der Übergangsstation entspricht der bisherigen, vom
Regierungsrat mit Beschluss Nr. 1372/2005 genehmigten Regelung.

Gemäss Kreisschreiben der Gesundheitsdirektion vom 2. Dezember
1997 dürfen die Leistungserbringer den Versicherern bei ICD-10-GM
(Internationales Diagnoseklassifikationssystem) lediglich den ersten
Buchstaben und die erste Zahl (insgesamt also zwei Stellen) bekannt
geben. Mit Kreisschreiben vom 21. September 2004 wies die Gesund-
heitsdirektion darauf hin, dass diese Regelung nach wie vor gelte. Dies
ist im Bereich Psychiatrie bis heute der Fall. Regelungen in den Verträ-
gen, welche die Übermittlung von mehr als zwei Stellen des ICD-10-
GM-Codes vorsehen, sind daher nicht genehmigungsfähig. Dies betrifft
einerseits Anhang 1 Ziff. 2.1 lit. h der Verträge mit der tarifsuisse ag, der
Assura Kranken- und Unfallversicherung und SUPRA Krankenkasse.
Anderseits ist auch Art. 6 Abs. 3 der Verträge mit der Einkaufsgemein-
schaft HSK so auszulegen, dass nur die ersten zwei Stellen angegeben
werden müssen.

Die Weitergabe medizinischer Informationen an die Versicherer ist
lediglich dann zulässig, wenn sie sich im Rahmen von Art. 42 KVG be-
wegt. Die in Art. 33 ATSG geregelte allgemeine Schweigepflicht für
Personen, die an der Durchführung der Sozialversicherungsgesetze be-
teiligt sind, sowie die in Art. 84a KVG geregelte Datenbekanntgabe
stellen für sich allein keine genügende gesetzliche Grundlage dar für die
Weitergabe medizinischer Daten. Gemäss Art. 42 Abs. 3 KVG kann der
Versicherer eine detaillierte und verständliche Rechnung verlangen ein-
schliesslich aller Angaben für die Prüfung der Berechnung der Vergütung
und der Wirtschaftlichkeit der Leistung, und nach Art. 42 Abs. 4 KVG
kann er eine genaue Diagnose oder zusätzliche Auskünfte medizini-
scher Natur verlangen. Im Sinne von Art. 42 KVG ist es allerdings nicht
zulässig, dass die Krankenversicherer Einblick in die gesamte Patien-
tendokumentation erhalten. Genau dies ist jedoch in Art. 4 Abs. 2 der
Verträge mit der Einkaufsgemeinschaft HSK vorgesehen. Folgte man
dieser Vertragsbestimmung, erhielten die Versicherer Zugriff auf Da -
ten, die nicht erforderlich sind für die Rechnungs- oder Wirtschaftlich-
keitsprüfung. Art. 4 Abs. 2 sprengt den Rahmen von Art. 42 KVG (vgl.
RRB Nr. 1000/2011 S. 3/4) und erweist sich deshalb als nicht genehmi-
gungsfähig.
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In Art. 4 Abs. 2 wird auf Art. 42 Abs. 5 KVG Bezug genommen. Es ist
darauf hinzuweisen, dass Art. 42 Abs. 5 KVG von beiden Parteien
immer zu beachten ist. Das heisst, dass die Leistungserbringer in be-
gründeten Fällen stets berechtigt sind, medizinische Daten nur den Ver-
trauensärztinnen und -ärzten weiterzugeben. Dies gilt auch dann, wenn
die Patientin oder der Patient zu Beginn der Behandlung nicht verlangt
hat, dass medizinische Informationen nur an die Vertrauensärztin oder
den Vertrauensarzt weitergegeben werden, denn eine globale Einwilli-
gung der Patientin oder des Patienten erstreckt sich nicht zwingend auf
unvorhergesehene Angaben. Wenn die Leistungserbringer davon aus-
gehen müssen, dass die Patientin oder der Patient verlangen würde, dass
die Angaben nur der Vertrauensärztin oder dem Vertrauensarzt weiter-
geleitet werden, so müssen sie entsprechend handeln können. Andern-
falls gehen sie das Risiko ein, sich wegen Verletzung der beruflichen
Schweigepflicht strafbar zu machen (vgl. RRB Nr. 1000/2011 S. 3).

Die ausgehandelten Tarife sind sowohl im Budget 2012 (Leistungs-
gruppe Nr. 6400, Psychiatrische Versorgung) als auch im KEF 2013–
2016 berücksichtigt, weshalb das Leistungsgruppenbudget und der KEF
mit der Genehmigung nicht zusätzlich belastet werden.

Der mit RRB Nr. 592/2012 festgelegte provisorische Tarif für statio-
näre Behandlungen ist tiefer als der in den Tarifverträgen ab 1. Januar
2012 vereinbarte. In Dispositiv II von RRB Nr. 592/2012 wurde die
rückwirkende Geltendmachung der Tarifdifferenz vorbehalten. Die
Leistungserbringerin kann daher die entsprechende Tarifdifferenz seit
dem 1. Januar 2012 geltend machen.

Gegen den vorliegenden Entscheid kann beim Bundesverwaltungs-
gericht Beschwerde geführt werden (Art. 53 Abs. 1 KVG in Verbindung
mit Art. 47 Abs. 1 KVG und Art. 31 ff. Verwaltungsgerichtsgesetz [SR
173.32]).

Der zu genehmigende Tarif entspricht dem Willen des Leistungser-
bringers und der Versicherer. Der Leistungserbringer ist nur noch bis
zum 15. Dezember 2012 berechtigt, seine Leistungen über die obliga -
torische Krankenversicherung abzurechnen. Es liegt daher im Interesse
sowohl des Leistungserbringers als auch der Versicherer und der öffent-
lichen Hand, dass der Leistungserbringer sofort mit den vereinbarten
Tarifen abrechnen und mit der Nachforderung der Tarifdifferenz begin-
nen kann. Einer allfälligen Beschwerde ist daher im Sinne von Art. 55
Abs. 2 VwVG die aufschiebende Wirkung zu entziehen.
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Auf Antrag der Gesundheitsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Der Vertrag vom 10. April 2012 zwischen der Quellenhofstiftung
und der tarifsuisse ag betreffend die Vergütung von stationären Leis-
tungen auf der Drogenentzugsstation Beth Shalom wird mit Ausnahme
von Anhang 1 Ziff. 2.1 lit. h genehmigt.

II. Der Vertrag vom 25. Juni 2012 zwischen der Quellenhofstiftung
und Helsana Versicherungen AG betreffend die in der Drogenentzugs-
station Beth Shalom stationär durchgeführten Drogenentzugsbehand-
lungen und stationäre Therapien auf der Übergangsstation wird mit fol-
genden Einschränkungen genehmigt:
a. Anhang I A) wird nicht genehmigt.
b. Art. 6 Abs. 3 ist im Sinne der Erwägungen auszulegen.
c. Art. 4 Abs. 2 wird nicht genehmigt. Der Versicherer darf nur Zugang

zu jenen Informationen erhalten, die gemäss Art. 42 Abs. 3 und Abs. 4
KVG erforderlich sind, damit der Versicherer die Leistungen über-
prüfen kann.
III. Der Vertrag vom 28. Juni 2012 zwischen der Quellenhofstiftung

und der Sanitas Grundversicherungen AG betreffend die in der Drogen -
entzugsstation Beth Shalom stationär durchgeführten Drogenentzugs-
behandlungen und stationären Therapien auf der Übergangsstation
wird mit folgenden Einschränkungen genehmigt:
a. Anhang I A) wird nicht genehmigt.
b. Art. 6 Abs. 3 ist im Sinne der Erwägungen auszulegen.
c. Art. 4 Abs. 2 wird nicht genehmigt. Der Versicherer darf nur Zugang

zu jenen Informationen erhalten, die gemäss Art. 42 Abs. 3 und Abs. 4
KVG erforderlich sind, damit der Versicherer die Leistungen über-
prüfen kann.
IV. Der Vertrag vom 17. August 2012 zwischen der Quellenhofstif-

tung und der KPT Krankenkasse AG betreffend die in der Drogen -
entzugsstation Beth Shalom stationär durchgeführten Drogenentzugs-
behandlungen und stationäre Therapien auf der Übergangsstation wird
mit folgenden Einschränkungen genehmigt:
a. Anhang I A) wird nicht genehmigt.
b. Art. 6 Abs. 3 ist im Sinne der Erwägungen auszulegen.
c. Art. 4 Abs. 2 wird nicht genehmigt. Der Versicherer darf nur Zugang

zu jenen Informationen erhalten, die gemäss Art. 42 Abs. 3 und Abs. 4
KVG erforderlich sind, damit der Versicherer die Leistungen über-
prüfen kann.
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V. Der Vertrag vom 9. Juli 2012 zwischen der Quellenhofstiftung und
Assura Kranken- und Unfallversicherung und der SUPRA Kranken-
kasse betreffend die Vergütung von stationären Leistungen auf der
Drogenentzugsstation Beth Shalom wird mit Ausnahme von Anhang 1
Ziff. 2.1 lit. h genehmigt.

VI. Die Quellenhofstiftung kann für die in Dispositiv I bis V genehmig-
ten Verträge rückwirkend ab dem 1. Januar 2012 die Differenz zwischen
den mit RRB Nr. 592/2012 provisorisch festgesetzten Tarifen und den
definitiven Tarifen nachfordern.

VII. Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen ab Eröffnung
beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerde erhoben werden. Die Be-
schwerdeschrift hat die Begehren, deren Begründung mit Angabe der
Beweismittel und die Unterschrift des Beschwerdeführers oder seines
Vertreters zu enthalten; dieser Beschluss und die als Beweismittel ange-
rufenen Urkunden sind beizulegen, soweit der Beschwerdeführer sie in
Händen hat.

VIII. Dem Lauf der Beschwerdefrist und der Einreichung von Be-
schwerden gegen diesen Entscheid wird die aufschiebende Wirkung ent-
zogen.

IX. Dispositiv I bis VIII werden im Amtsblatt veröffentlicht.
X. Mitteilung an folgende Parteien, je für sich sowie bei Verbänden

zuhanden ihrer Mitglieder (E):
− Quellenhof-Stiftung, Hauptsitz, Barbara-Reinhart-Strasse 20,

8404 Winterthur
− tarifsuisse ag, Lagerstrasse 107, 8021 Zürich
− Helsana Versicherungen AG, Postfach, 8081 Zürich
− KPT Krankenkasse AG, Postfach 8624, 3001 Bern
− Sanitas Krankenversicherung, Postfach 2010, 8021 Zürich
− Assura Kranken- und Unfallversicherung, Avenue C.-F. Ramuz 70,

Case postale 533, 1009 Pully
− SUPRA Krankenkasse, Chemin de Primerose 35, 

1000 Lausanne 3 Cour
– die Gesundheitsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


